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Nichts NCUCS Bayern?
Landessynode Segnung, Leben IM Dfarrhaus und

Fundamentalismus

AS NR AF JFET  TE des Lebenspartnerschaftsgesetzes
LPartG) Im August 2001 WAarTr für die bayerische Landeskirche Anlass,

siıch wieder einmal mMıt der rage beschäftigen: Wıe wollen Wır CS miıt
UuNnseren schwul/lesbischen MitchristInnen halten, mMıt Gemeindegliedern
und mMıt naupt-, ehren- un nebenamtlichen Mitarbeitenden, ordinierten
un nicht-ordinierten?

ange hatte [Ta auf der Basıs der » Fürther Erklärung« der Landessynode
VvVon 993 eıne halbwegs einverständliche PraxIıs gefunden, für Schwule
un | esben auf allen Fhbenen aum In der Kirche gewähren. Spatestens
2001 War klar DITSZ Möglichkeit des rechtlichen Status wart Fragen auf,

denen [Nan sich äaußern usste Nachdem einige Landeskirchen z.B
Messen-Nassau, Berlin-Brandenburg, Pfalz sich hier hereits weitgehend B
Öffnet hatten, die Erwartungen die Ergebnisse eıner Arbeitsgruppe,
die für die bayerische Landessynode eine Stellungnahme erarbeiten sollte,
hoch, als das Thema »gleichgeschlechtliche Partnerschaften« auf der Tages-
ordnung der Herbsttagung der Synode Im November 2003 In Bad Reichen-
hal|l stand Eingaben und Anträge die Synode gerichtet worden,
VOINN denen 35 Segnungen entschieden ablehnten, teilweise miıt aggressiven
Formulierungen, die auch das Wort Todesstrafe nıcht unerwähnt ließen.

DITZ ersten Pressemeldungen über die Diskussionen der Synode verhießen
wenIig: »Synode bleibt beim Neırn ZUrT Homo-Ehe«'! » Irauung« geht nicht«?
wurde festgestellt und befürchtet, 5 werde allenfalls eine »SegnNuUNg In 5S5a-
kristel und Gartenhaus««} geben In der 4af tinden sich In der einmütig* VeT-
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abschiedeten »Stellungnahme Z rage möglicher Schlussfolgerungen AUuUs

der staatlichen Gesetzgebung (Lebenspartnerschaftsgesetz) und der Segnung
VOo'nN eingetragenen Partnerschaften« keineswegs die erwarteien teilweise
auch befürchteten Klaren Antworten auf die rragen nach der Segnung für
gleichgeschlechtliche rtnerschaften und dem Zusammenleben VOI leshi-
schen Pfarrerinnen un schwulen Pfarrern Im Pfarrhaus. Statt dessen werden
ausführlich rühere Dokumente zıtiert un festgestellt, dass 5 SA rage der
Segnungen Im Girunde DEe| der früheren Beschlusslage bleiben soll, und dass
Dienstrechtsfragen noch klären selien.

LIAS Mas auf den ersien Blick enttäuschend sSeIn. |J)er hbesondere bayeri-
sche? Charme der Stellungnahme erschlielst sich erst he] gCNAUECTET Analy-

Als Mitglied der bayerischen Landessynode un Beteiligter aktuellen
Diskussions- und Entscheidungsprozess möchte ich hierzu eınen Beltrag l1EeIs-
ten, aus$s dem sich ersehen lassen ird FS Ist fast alles erlaubt, WEn ES
(Irt« D  / aber weder PfarreriInnen noch Gemeinden werden CZWUNgCNN,
el sich zuzulassen, das SIE nıcht verantworten können der wollen

Im Girunde niıchts anderes als die von evangelikal-tundamentalistischer
Seıte angefeindeten Synoden anderer | andeskirchen auch festgestellt haben
Miıt einem Unterschied In bayern haben die »Bibeltreuen« akzeptiert, dass
SIEe jenen, die Segnungen, Mitarbeit und Zusammenleben VOIl Schwulen un
| esben In ihren Gemeinden ermöglichen wollen, Künftig nicht mehr abspre-
chen, auf dem en VON Schrift und Bekenntnis stehen. LDieses » Verteu-
felungsverbot« ird manchen noch Kummer machen, doch In Bayern ıst 5
Mag u>s CONsensus?°. Verständlich ird dies AdUS$ dem Im Vergleich vielen
anderen | andeskirchen langen Vorlauf der aktuellen Entscheidung. S be-
Sahn zehn re

ur 1993 Öffnung der bayerischen Landeskirche
für Schwule und Lesben

Im November 993 hatte die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen
Kirche In bayern ELKB) auf ihrer Tagung in Fürth nach heftiger Kontroverse
mit großer Einmütigkeit® ihren künftigen Umgang mMiıt Schwulen un | eshben
In eiıner für die damalige /eıt wegweisenden Erklärung festgelegt”. Offen
wurden die In der Kirche vorhandenen unvereinbaren Positionen un die
jeweiligen theologischen Begründungen dargestellt: Zum eınen die Ansicht,

Wobei [Tanj\n sich über die Beständigkeit dieses ( onsensus He hestimmten Kreisen
angesichts aktueller olemik aus den evangelikalen Kreisen vgl idea Spektrum
49/2003, die antidiskriminatorische Haltung 7B des bayerischen
| andesbischofs Johannes Friedrich (S.U Fulßn Z#} und aktueller Verlautbarungen
des » Arbeitskreises Bekennender Christen« (ABC) keine Ilusionen machen sollte

Gegenstimmen, Enthaltungen.
Verhandlungen der Landessynode Fürth, November 1993, E
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homosexuelle PraxIis widerspreche grundsätzlich dem Willen Gottes, VOTI-

bunden mMiıt der Forderung nach Verzicht der Veränderung, ZzZu anderen
clas efragen gelebter Homosexualität wWwIıE jedes menschlichen Verhaltens
auf eın en in der Verantwortung des Gilaubens und der | iebe Als Be-
meımsame UÜberzeugung jel Nan fest DITZ heterosexuelle Beziehung SEeI
»IN der Schöpfung60  Offene Werkstatt  homosexuelle Praxis widerspreche grundsätzlich dem Willen Gottes, ver-  bunden mit der Forderung nach Verzicht oder Veränderung, zum anderen  das Befragen gelebter Homosexualität wie jedes menschlichen Verhaltens  auf ein Leben in der Verantwortung des Glaubens und der Liebe. Als ge-  meinsame Überzeugung hielt man fest: Die heterosexuelle Beziehung sei  »in der Schöpfung ... als Grundform« angelegt; in der Form der Ehe finde  sie »ihre geordnete und institutionelle Gestalt«. Dem biblischen Gesamt-  zeugnis widerspreche die Ansicht, es gebe für den einzelnen Menschen eine  Wahlfreiheit zwischen hetero- und homosexueller Praxis und Partnerschaft.  Homosexuell lebende und liebende Menschen® seien zu einem verantwort-  lichen Umgang mit der Homosexualität zu ermutigen, was Bejahung und  Begleitung einer verantwortlich gelebten Partnerschaft einschließen könne.  Mit Ausgrenzung, Diskriminierung und Kriminalisierung sei ein Irrweg be-  schritten worden, der dem Evangelium widerspreche. Homosexuellen Men-  schen sei in der christlichen Gemeinde unvoreingenommen zu begegnen.  Eine »segnende Begleitung« homosexueller Menschen in ihrer Partnerschaft  sei im »individuell-seelsorgerlichen Bereich« möglich, nicht dagegen eine  »Öffentliche, gottesdienstliche Segenshandlung (Trauung) für homophile  Partnerschaften«. Die Unterscheidung zur »Institution Ehe«®* müsse deutlich  bleiben.  Diese »Fürther Erklärung« hat in der ELKB viel bewirkt. Offene- Diskri-  minierung gehört der Vergangenheit an'°, Schwule und Lesben arbeiten  weitgehend'! unangefochten in ehrenamtlichen Funktionen, von der Ge-  meinde- bis zur Synodalebene, in den unterschiedlichsten Institutionen und  Themenbereichen, und auch im Pfarramt und in anderen hauptamtlichen  Funktionen in Gemeinden, Kirchenverwaltung und kirchlichen Werken und  Diensten sind sie keine Seltenheit mehr. Segnungen von schwulen und les-  bischen Paaren fanden und finden statt, sogar im Internet weisen Kirchenge-  meinden auf dieses »Angebot« hin'?,  Seinerzeit sprach man von »homophilen« Menschen, gewiss nicht ahnend, dass  dieser Ausdruck heute doch eher als Schibboleth der tendenziell Distanzierten bis  Ablehnenden verstanden werden würde.  10  So ausdrücklich die Fürther Erklärung, a.a.O., S. 180 li. Sp.  Selbst jene, die jede gelebte Homosexualität als »Sünde« anprangern und jede Zu-  sammenarbeit mit den betreffenden Menschen ablehnen, haben keine Schwierig-  keit, Worte gegen Diskriminierung zu finden, wie sich aus verschiedenen Eingaben  an die bayerische Landessynode ersehen lässt, vgl. auch unten Fußn. 11, 18.  11  Einzelne Gemeinden haben sich, ermuntert durch den »Arbeitskreis bekennender  Christen« (ABC) und den »Gemeindehilfsbund« entschlossen, jegliche Mitarbeit  von Schwulen und Lesben abzulehnen, s. dazu unten Fußn. 30.  12  Z.B. Die Evang.-Luth. Kirchengemeinde St. Lukas, München.als Grundform« angelegt; In der HOorm der Fhe ın
SIE »ıhre geordnete un institutionelle Gestalt«. |)em biblischen (esamt-
zeugnIs widerspreche die Ansicht, E gebe für den einzelnen Menschen eIne
Wahlfreiheit zwischen hetero- un homosexueller PraxIis un Partnerschaft.
Homosexuell ebende und lıebende Menschen® selien eınem verantwort-
l ıchen Umgang mMiıt der Homosexualität ermutigen, Wa Bejahung und
Begleitung eıner verantwortlich gelebten Partnerschaft einschließen könne.
Miıt Ausgrenzung, Diskriminierung und Kriminalisterung SI eın Irrweg he-
schritten worden, der dem Evangelium widerspreche. Homosexuellen Men-
schen SE in der christlichen Gemeinde unvoreingenommen begegnen.
Fıne »segnende Begleitung« homosexueller Menschen In ihrer Partnerschaft
SE Im »individuell-seelsorgerlichen Bereich« möglich, nıcht dagegen eine
»OÖffentliche, gottesdienstliche Segenshandlung (Trauung für homophile
Partnerschaften«. DITZ Unterscheidung Z » Institution Fhe«? MUSSE deutlich
bleiben

[ Diese » Fürther Erklärung« hat In der -| KB viel hewirkt Offene Diskri-
mintıerung gehört der Vergangenheit an Schwule und | esben arbeiten
weitgehend'' unangefochten in ehrenamtlichen Funktionen, VOoO der ( ıe-
meinde- Hs ZUT Synodalebene, In den unterschiedlichsten nstitutionen und
Themenbereichen, und auch im Pfarramt un In anderen hauptamtlichen
Funktionen In Gemeinden, Kirchenverwaltung und kirchlichen erken un
[ Diensten sind SIEe keine Seltenheit mehr. Segnungen Vo schwulen und |1Es-
bischen Paaren fanden und finden Im Internet welsen Kirchenge-
meinden auf dieses »Angebot« hin!?

Seinerzeiıt sprach [al VO|  —_- »homophilen« Menschen, gEeWISS nıcht ahnend, dass
dieser USdruCc heute doch eher als Schi  ole der tendenziell [Distanzıerten His
Ablehnenden verstanden werden würde.
S50 ausdrücklich die Fürther Erklärung, a.a.Q., 180 |i >
Selbst jene, die jede elebte Homosexualıtät als »Sünde« aNPDTanNgeENN und jede A
sammenarbeit mit den hbetreffenden Menschen ablehnen, en keine Schwierig-
keit, Worte Diskriminierung finden, wIıe sich aUuUs verschiedenen Eingaben

die bayerische Landessynode ersehen lässt, vgl auch unten Fulßn 1/
Finzelne (Gemeinden en sich, ermuntert Urc den »Arbeitskreis bekennender
Christen« (ABC) und den » Gemeindehilfsbund« entschlossen, jegliche Mitarbeit
VOornN Schwulen und | esben abzulehnen, dazu Uunien Fulßn

DITS Evang.-Luth. Kirchengemeinde St Lukas, München.
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Widerstand und offene Fragen
Spatestens mMıt dem In-Kraft-Treten des Lebenspartnerschaftsgesetzes ım Au-
gust 2001 stellten sich der HI KR NEUE rragen, die sich Aaus den damaligen
Beschlüssen nıcht unmittelbar hbeantworten l eßen):

Wıe soll die seInerzeIıt Hheschlossene »seelsorgerliche Begleitung« für
Menschen In eıner eingetragenen Lebenspartnerschaft aussehen?
Wenn die Kirche eine verantwortlich gelebte Partnerschaft » bejaht und
begleitet«, gilt das auch für Pfarrerinnen und Pfarrer? Wiıe ıst die Im | e-
benspartnerschaftsgesetz geforderte gemeiInsame Lebensgestaltung'“ mMıt
dem geltenden Dienstrecht vereinbaren? Wıe ıst miıt der Residenz-
pflicht”” verfahren?
Nachdem einzelne | andeskirchen In der FKU erbitterten Wider-

stand »bibeltreuer« Gruppierungen® csowohl Öffentliche gottesdienstliche
Segnungen als auch eın Zusammenleben VOoT Pfarrern un Pfarrerinnen In
gleichgeschlechtlicher Partnerschaft für möglich erklärten!”, wurde offenbar,
dass E5 für die PraxIıs (Irt« noch Bedarf Klärung und Rechtssicherheit
gab, zumal auch In bayern In diesem Zusammenhang ımmer wieder der Vor-
wurf des Verstofßes Schrift und Bekenntnis erhoben wurde!8. Im ahr
2001 seiztie die bayerische Landessynode eıne Arbeitsgruppe eın, deren Arıt-
gabe ES Wäal, prüfen, ob die Entwicklung der etzten Jahre eine Erganzung
der ürther Erklärung notwendig macht, und gegebenenfalls konkrete, KON-
sensfähige Vorschläge für die kirchenleitenden Urgane erarbeiten. DE
Ergebnis der Arbeit wurde die Grundlage für die ELE November 2003 VOolnN

der Synode verabschiedete Stellungnahme.

13 UJnd die nicht zuletzt dem lesbisch-schwulen Konvent Veranlassung egeben hat-
ten, sich hereits VOT der Verabschiedung des | PartCG mMiıt einem Antrag die SYy-
node wenden, der ZUE Einsetzung eInes Arbeitsausschusses und ZUr aktuellen
Befassung der Landessynode führte

pa
S 45 P{G: PfBesG mMıt Ausführungsbestimmungen.
Vgl 7 B Idea Spektrum 47/2003, »Pfälzische Kirche Ist ‚geistlich krank<«‚
» Pluralismus Ist ‚Aids der Kirche«« SOWIE die welteren In der idea-Datenbank
(www.idea.de ausgewlesenen 1.246 Artikel an 281 2003

essen-Nassau, Pfalz; Braunschweig, die indes sämtlich dies nicht allgemein
indend vorschreiben.

VoO  — den bayerischen Gemeinden des »Gemeindenotbunds«, wobe!l diese
Grupplierungen sich ihrerseits nicht scheuten, den Fürther Konsens Insoweit
verlassen, als sIEe die damals getroffene Festlegung leugneten, gebe ıne Wahl-
reinel zwischen hetero- und homosexueller PraxIıs und Partnerschaft.
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»Fürth« als Basıs auch für CUuere Antworten

DITZ Erfahrungen AUuUs$s anderen Landeskirchen, die mMıt spektakulären Be-
schlüssen teils PRO, teıls ( OVONTRA die (‚emuüter erhitzt un Zu Frieden
zwischen den widerstreitenden Gruppen offenbar wenItg Deitragen konnten,

für »die Bayern« eın eher abschreckendes Beispiel: Klare Ablehnung
von Segnung und Zusammenleben würde die Befürworter nıcht ruhen lassen

un umgekehrt War mindestens ebenso vie| /WIE die nicht
den wollende Artikelflut von idea‘® deutlich macht Deshalb entschloss [an
sich nicht zuletzt aufgrund früherer Erfahrungen mMıt der einvernehmlichen
Beilegung strittiger Fragen“” eınen anderen Veg gehen als andere SYy-
noden EG ird nıcht beschrieben, geht«, sondern vielmehr,
NIC geht«. Stäft festzulegen, Was möglich seın soll, helielß$ 11a dies
In der Verantwortung der handelnden Personen un zuständigen (G‚remien
und hbeschränkte sich darauf, aufbauend auf » Fürth« die G’renzen kirchlicher
Praxıis aufzuzeigen. Auf diese Weise konnte der folgende grofße Konsens*'
den strıttigen Punkten erreicht werden:

Irauungs-Gottesdienste für homosexuelle Partnerschaften hleiben
ausgeschlossen.

FEnttäuschend für die Presse: Keine » Irauungen« für » Homo-Ehen«. Aberi
Hraucht 5 das denn? DITZ Irauung eıner Ehe, WIE die Beschlusslage VONN
» Fürth« unmissverständlich betont, Ist eIıne Amtshandlung, für die die » IN-
stitutionelle (jestalt«?? kennzeichnend ıst-> \Jm daäs »Absegnen« der Insti-
tution »eingetragene Lebenspartnerschaft« dürfte 5 aber In der Praxıs nıcht
gehen, vielmehr seelsorgerlich begründete Segenshandlungen die
Menschen selbst, die allein Anlass und Zie| der Segnung seın sollen. Fas

5.0 Fußn.16; die Zahl der Artikel hat sich His 7A3 81220063 auf 1762 erhöht
Fnde nicht abse  ar
DIie Ordination VOoO  . Frauen wurde 1975 erbitterten Widerstand einer Miın-
erheit Urc Mehrheitsentscheid eingeführt, wobe! der Streit noch ange schwel-
15 das letzte Veto-Recht Pfarrerinnen konnte dagegen 1996 In großer Fin-
mütigkeit abgeschafft werden (miıt einer Gegenstimme und vier Enthaltungen).
Achtsame Rücksicht auf die Minderheit hat dies ermöglicht.

21 FS gab ıne Gegenstimme und WEeI Enthaltungen.
Verhandlungen der Landessynode Fürth NOov. 1993, 179 5Sp

23 Vgl Leitlinien des kirchlichen Lebens der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
Kirche Deutschlands)/ Gütersloh 2003, . A a die kirchliche Trauung,
be! der (Jottes Wort über die Lebensgemeinschaft62  Offene Werkstatt  »Fürth« als Basis auch für neue Antworten  Die Erfahrungen aus anderen Landeskirchen, die mit spektakulären Be-  schlüssen teils PRO, teils CONTRA die Gemüter erhitzt und zum Frieden  zwischen den widerstreitenden Gruppen offenbar wenig beitragen konnten,  waren für »die Bayern« ein eher abschreckendes Beispiel: Klare Ablehnung  von Segnung und Zusammenleben würde die Befürworter nicht ruhen lassen  — und umgekehrt war mindestens ebenso viel zu erwarten, wie die nicht en-  den wollende Artikelflut von idea’® deutlich macht. Deshalb entschloss man  sich — nicht zuletzt aufgrund früherer Erfahrungen mit der einvernehmlichen  Beilegung strittiger Fragen’® — einen anderen Weg zu gehen als andere Sy-  noden zuvor: Es wird nicht beschrieben, »was geht«, sondern vielmehr, »was  nicht geht«. Statt genau festzulegen, was möglich sein soll, beließ man dies  in der Verantwortung der handelnden Personen und zuständigen Gremien  und beschränkte sich darauf, aufbauend auf »Fürth« die Grenzen kirchlicher  Praxis aufzuzeigen. Auf diese Weise konnte der folgende große Konsens?! zu  den strittigen Punkten erreicht werden:  1  Trauungs-Gottesdienste für homosexuelle Partnerschaften bleiben  ausgeschlossen.  Enttäuschend für die Presse: Keine »Trauungen« für »Homo-Ehen«. Aber —  braucht es das denn? Die Trauung einer Ehe, wie die Beschlusslage von  »Fürth« unmissverständlich betont, ist eine Amtshandlung, für die die »in-  stitutionelle Gestalt«®? kennzeichnend ist”. Um das »Absegnen« der Insti-  tution »eingetragene Lebenspartnerschaft« dürfte es aber in der Praxis nicht  gehen, vielmehr um seelsorgerlich begründete Segenshandlungen um die  Menschen selbst, die allein Anlass und Ziel der Segnung sein sollen. Das  19  S.o. Fußn.16; die Zahl der Artikel hat sich bis zum 8.12.2003 auf 1.254 erhöht.  Ende nicht absehbar.  20  Die Ordination von Frauen wurde 1975 gegen erbitterten Widerstand einer Min-  derheit durch Mehrheitsentscheid eingeführt, wobei der Streit noch lange schwel-  te; das letzte Veto-Recht gegen Pfarrerinnen konnte dagegen 1996 in großer Ein-  mütigkeit abgeschafft werden (mit einer Gegenstimme und vier Enthaltungen).  Achtsame Rücksicht auf die Minderheit hat dies ermöglicht.  24  22  Es gab eine Gegenstimme und zwei Enthaltungen.  Verhandlungen der Landessynode Fürth Nov. 1993, S. 179 re. Sp.  23  Vgl. Leitlinien des kirchlichen Lebens der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen  Kirche Deutschlands (VELKD), Gütersloh 2003, S. 77: »... die kirchliche Trauung,  bei der Gottes Wort über die Lebensgemeinschaft ... verkündigt wird« (Hervorhe-  bung vom Verf.) — Dass in der Realität doch wohl hoffentlich die beteiligten Men-  schen im Vordergrund stehen, und es diesen nicht um die Institution gehen möge,  sondern um Liebe, Verantwortung usw., steht auf einem anderen Blatt.verkündigt wird« (Hervorhe-
bung Vo Verf.) ass In der Realität doch wohl hoffentlich die beteiligten Men-
schen iIm Vordergrun stehen, und diesen nıcht die Institution gehen mOge,
sondern Liebe, Verantwortung USW., steht auf einem anderen Blatt
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auf das »weltlich Ding«“ Fhe bezogene Model| eıner »Öffentlichen, got-
tesdienstlichen Segenshandlung (Trauung)« kann daher unberücksichtigt
bleiben Fine » Irauung eiıner eingetragenen Lebenspartnerschaft«, wıe die
Presse SIE haben [NAs, hleibt damit nach dem Beschluss der Synode
ausgeschlossen, ebenso die Öffentliche Abkündigung un der Eintrag Im Kır-
chenbuch Was sich aber nicht als Trauung In dem genannten Sinn darstellt,
bleibt zulässig, VOoN/n der stillen Andacht in der Sakriste!l His Andacht der
(iottesdienst miıt Freunden und Familien In der ırche Was tarrer und
Pfarrerinnen Im Finzelfall Im Rahmen ihrer Aufgabe der individuellen seel-
sorgerlichen Begleitung VOINNl homosexuellen Menschen In ihrer Partnerschafft
für geboten und ANSCITICSSEN halten, Ist, SsOWwEeIt die genannten Festlegungen”““
Heachtet werden, In ihre Verantwortung gestellt, hne dass dies VOonNn außen
mıit theologischen Begründungen verurteilt werden dart: » Diese unterschied-
liche seelsorgerliche Praxıs hbedarftf des gegenseltigen Vertrauens un der g —
genseitigen Achtung; dabe! darf keiner dem anderen unterstellen, mMiıt seınen
Handlungen der mıiıt der Ablehnung solcher die gemeIinsame Grundlage
VvVon chrift und Bekenntnis verlassen haben.«

Zusammenleben IM » Pfarrhaus«: »Wenn’s der Gemeinde dient!«

DITZ Synode erınnert daran, dass » Fürth« sich gerade auch die Diskri-
minterung VON Menschen miıt eiıner gleichgeschlechtlichen sexuellen Orien-
tierung In Gesellschaft und Kirche ewandt hat, un stellt fest: » [Diese Hal-
tung kann Menschen, die In der Kirche tatıg sind, nicht ausschließen.«?7 A
miıt Ist zunächst Klargestellt, dass die Grundsatzfrage, ob E5 Tätigkeiten in der
Kirche geben kann, für die Schwule und | esben NIC in Betracht kommen,
miıt » Nern« heantworten Iıst |)as ird für die bisher noch niıcht einheitlich
geregelte rage des Zusammenwohnens VOIlN Pfarrerinnen un Pfarrern der
-| KB In eingetragener Lebenspartnerschaft VONn Bedeutung seIn. Klare Aussa-
gCcn gibt 5 hier noch nicht; eine VON L andeskirchenrat und Landessynodal-
ausschuss vorzulegende »Handreichung« sol! hier welıtere Klärung oringen

Martin | uther War bekanntlic der Ansicht, dass »IMarNı<sS den urısten sol| eienlien
und unter das weltliche kegiment wertfen, wei| der Fhestand Sar eın weltlich, au-
erlich Ding ISt. «

25 [DIie mMiıtunter vertretene Gleichsetzung VOT) »individuell« muiıt »privat, eimlich«
Heruht auf der irrgen Gegenüberstellung mMiıt »Öffentlich«. Systematisch ichtig
stehen sich die egriffe yseelsorgerlich« individueller Einzelfall) und »agenda-
risch« (Amtshandlung Trauungsgottesdienst) gegenüber. Während letztere Offent-
lichkei erfordert, Ist für die seelsorgerliche andlung Form und Rahmen nicht
festge legt
UJnd Im Fall der Segnung Im Gottesdienst das IUS liturgicum des Kirchenvorstands
SE D KG  O
[ )iese Aussage ıst VOT Landesbischo: DIS Johannes Friedrich In seınem Rechen-
schaftsbericht D 2003 » Gememsam das Evangelium UrcCc Wort und Jat
verkünden« nachdrücklich bestätigt worden.
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Und dazu ıst eıne Hestimmte ichtung schon vorgegeben, denn die Synode
hbezieht sich ausdrücklich auf die Orientierungshilfe, die das Kirchenamt
der EKD Im September J0 für die CGiliedkirchen erstellt hat | Ja heilst ES
»Wohnen Im Pfarrhaus ang davon ab, Was für die Erfüllung des kirchlichen
Auftrages Als notwendig un gul erachtet ird6h  Offene Werkstatt  Und dazu ist eine bestimmte Richtung schon vorgegeben, denn die Synode  bezieht sich ausdrücklich auf die Orientierungshilfe, die das Kirchenamt  der EKD im September 2002 für die Gliedkirchen erstellt hat. Da heißt es:  »Wohnen im Pfarrhaus hängt davon ab, was für die Erfüllung des kirchlichen  Auftrages als notwendig und gut erachtet wird ... Von wesentlicher Bedeu-  tung ist die Frage, welche ethisch, kulturell und sozialprägende Wirkung  dem Pfarrhaus im Einzelfall zukommt. Dabei sind den Erwartungen und  Vorstellungen der Gemeinde (nicht nur denen des Kirchenvorstandes) eine  erhebliche Bedeutung beizumessen. Letztlich kommt es auch hier darauf an,  welche Entscheidung der Erhaltung der Einheit der Gemeinde besser dient.«  Das wird in der Praxis bedeuten: Wo eine Gemeinde einem Pfarrer mit sei-  nem Partner, einer Pfarrerin mit ihrer Partnerin das Zusammenleben in einer  gemeindlichen Dienstwohnung oder in einer anderen Wohnung?® ermögli-  chen will, darf der gedeihliche Dienst nicht daran scheitern. Das bedeutet,  gewissermaßen in Umkehr der Beweislast: Wenn höhere Ebenen der Landes-  kirche gegen ein positives Votum der Gemeinde Bedenken haben, müssen  es gewichtige, durchgreifende Gründe sein, wenn die örtliche Entscheidung  nicht respektiert werden soll. Wo indes die Situation vor Ort ein »Pfarrhaus«  nur mit einem Ehepaar vorstellbar sein lässt, soll auch das hingenommen  werden. Zwar mag auch das im Einzelfall eine gewisse Diskriminierung  darstellen, doch zeigt der Blick auf $ 2 Abs. 2 KGO und 8& 86 PfG, dass  schon immer auf Unverträglichkeiten?® Rücksicht zu nehmen ist, denn wo  Ungedeihlichkeit droht, ist Zusammenarbeit nicht möglich. Neu ist: Wo sie  nicht droht, soll sie nicht von außen hereingetragen werden. Wenn also die  Gemeinde A eine Pfarrerin mit ihrer Lebenspartnerin willkommen heißt, gibt  das der Gemeinde B, in der solches undenkbar wäre, kein Recht, mit Einga-  ben, Leserbriefen und markigen Beschlüssen die andere zu verteufeln und  ihr die geistliche Gemeinschaft aufzukündigen?®. Grundsätzliche rechtliche  Bedenken gegen eine solche Praxis dürften auch bei der aktuellen Rechtsla-  ge nicht bestehen. Zwar wird gelegentlich unter Hinweis auf 8 51 PfG?' ar-  gumentiert, »Ehe und Familie« stellten die einzige zulässige Lebensform für  PfarrerInnen dar, was zwanglos ein Zusammenleben in Dienstwohnungen  verbiete. Indes betrifft diese Vorschrift einen anderen Sachverhalt. Er stellt  kein »Ehegebot« dar (sonst wäre Ehelosigkeit ein Verstoß gegen Dienstpflich-  ten), sondern weist auf die Pflicht zur verantwortlichen Lebensführung auch  in Ehe und Familie hin. Damit ist klargestellt, dass etwa ein das gedeihliche  28  29  Unter Befreiung von der Residenzpflicht gem. $ 45 Abs. 1 Satz 3 PfG.  Die nicht im Verhalten des Pfarrers oder der Pfarrerin begründet sein muss.  30  Ungeachtet der Tatsache, dass derartige Beschlüsse gegen &$ 39 PfG (Gemein-  schaft der Ordinierten) verstoßen dürften, was eine Anwendung des 8 110 KGO  (Aufhebung der Beschlüsse durch den Landeskirchenrat) nahe legen dürfte.  31  Diese Vorschrift bestimmt, dass »Pfarrer und Pfarrerinnen ... auch in ihrer Lebens-  führung in Ehe und Familie ihrem Auftrag verpflichtet« sind.Von wesentlicher Bedeu-
tung Ist die rage, welche thisch, Kulturel| un sozlalprägende Wirkung
dem Pfarrhaus Im Finzelfall zukommt. Nabe] sind den Erwartungen und
Vorstellungen der Gemeinde (nicht MNUur denen des Kirchenvorstandes) eıne
erhebliche Bedeutung hbeizumessen. | etztlich Kkommt 5 auch hier darauf d
welche Entscheidung der Erhaltung der Finheit der emennde hesser dient.«
[ )as ird in der PraxIis hedeuten: Wo eıne Gemeinde eınem Pfarrer mMıt SEeI-
11C Fartner, eıner Pfarrerin mMiıt ihrer Partnerın das Zusammenleben In eıner
gemeindlichen Dienstwohnung der In eıner anderen Wohnung*® ermögli-
chen will, darf der gedeihliche | )ienst nıcht daran scheitern. |)as bedeutet,
gewissermalsen In UJmkehr der Beweislast: Wenn höhere Fhbenen der | andes-
kirche eın positives Votum der Gemeinde Bedenken haben, mussen
E gewichtige, durchgreifende Gründe seIn, WEeTNnNn die Ortliche Entscheidung
nicht respektiert werden coll Wo indes die Siıtuation VOT Ort eın » Pfarrhaus«
NUT mıiıt eiınem Ehepaar vorstellbar seın J ässt, sol| auch das hingenommen
werden. war 11aAs auch das Im Finzelfall eIıne gewisse Diskriminierung
darstellen, doch zeigt der Blick auf Abs KOGiO) un 36 PIG, dass
schon iIımmer auf Unverträglichkeiten”? Rücksicht nehmen ISst, denn
Ungedeihlichkeit ro ist Zusammenarbeit nıcht möglich Neu ıst Wo SIE
nıcht ro c<ol] sSIE nicht VON außen hereingetragen werden. Wenn also die
Gemeinde eıne Pfarrerin mıt ihrer Lebenspartnerin willkommen heißt, gibt
das der emenmnde D, in der solches undenkbar ware, kein ec mMiıt Einga-
ben, L eserbriefe un markigen Beschlüssen die andere verteutfeln un
ihr die geistliche Gemeinschaft aufzukündigen®. Girundsätzliche rechtliche
edenken eINne solche PraxIs dürften auch Hei der aktuellen ecntsia-
BC nicht hbestehen. war ird gelegentlich Hınwels auf S al-

gumentiert, »Fhe und Familie« stellten die einzige zulässige | ebenstorm für
PfarreriInnen car, Was zwanglos eın Zusammenleben In Dienstwohnungen
verbiete. Indes hetrifft diese Vorschrift eınen anderen Sachverhalt Er stellt
kein »Ehegebot« dar (SOons ware Ehelosigkeit ein Verstofß$ Dienstpflich-
ten), sondern welst auf die flicht zur verantwortlichen Lebensführung auch
In Fhe un Familie hin Damlıt Ist klargestellt, dass e{wa eın das gedeihliche

nter Befreiung VOnNn der Residenzpflicht geH Abs Satz PfG
DITSZ nicht Im Verhalten des Pfarrers oder der Pfarrerin begründet seın [11US5

Ungeachtet der Tatsache, dass derartige Beschlüsse PfG Gemein-
SC| der Ordinierten) verstoßen dürften, Was ine Anwendung des 1{ KG  ®
(Aufhebung der Beschlüsse urc den Landeskirchenrat) nahe legen dürfte

31 [Diese Vorschrift bestimmt, dass » Pfarrer und Pfarrerinnen6h  Offene Werkstatt  Und dazu ist eine bestimmte Richtung schon vorgegeben, denn die Synode  bezieht sich ausdrücklich auf die Orientierungshilfe, die das Kirchenamt  der EKD im September 2002 für die Gliedkirchen erstellt hat. Da heißt es:  »Wohnen im Pfarrhaus hängt davon ab, was für die Erfüllung des kirchlichen  Auftrages als notwendig und gut erachtet wird ... Von wesentlicher Bedeu-  tung ist die Frage, welche ethisch, kulturell und sozialprägende Wirkung  dem Pfarrhaus im Einzelfall zukommt. Dabei sind den Erwartungen und  Vorstellungen der Gemeinde (nicht nur denen des Kirchenvorstandes) eine  erhebliche Bedeutung beizumessen. Letztlich kommt es auch hier darauf an,  welche Entscheidung der Erhaltung der Einheit der Gemeinde besser dient.«  Das wird in der Praxis bedeuten: Wo eine Gemeinde einem Pfarrer mit sei-  nem Partner, einer Pfarrerin mit ihrer Partnerin das Zusammenleben in einer  gemeindlichen Dienstwohnung oder in einer anderen Wohnung?® ermögli-  chen will, darf der gedeihliche Dienst nicht daran scheitern. Das bedeutet,  gewissermaßen in Umkehr der Beweislast: Wenn höhere Ebenen der Landes-  kirche gegen ein positives Votum der Gemeinde Bedenken haben, müssen  es gewichtige, durchgreifende Gründe sein, wenn die örtliche Entscheidung  nicht respektiert werden soll. Wo indes die Situation vor Ort ein »Pfarrhaus«  nur mit einem Ehepaar vorstellbar sein lässt, soll auch das hingenommen  werden. Zwar mag auch das im Einzelfall eine gewisse Diskriminierung  darstellen, doch zeigt der Blick auf $ 2 Abs. 2 KGO und 8& 86 PfG, dass  schon immer auf Unverträglichkeiten?® Rücksicht zu nehmen ist, denn wo  Ungedeihlichkeit droht, ist Zusammenarbeit nicht möglich. Neu ist: Wo sie  nicht droht, soll sie nicht von außen hereingetragen werden. Wenn also die  Gemeinde A eine Pfarrerin mit ihrer Lebenspartnerin willkommen heißt, gibt  das der Gemeinde B, in der solches undenkbar wäre, kein Recht, mit Einga-  ben, Leserbriefen und markigen Beschlüssen die andere zu verteufeln und  ihr die geistliche Gemeinschaft aufzukündigen?®. Grundsätzliche rechtliche  Bedenken gegen eine solche Praxis dürften auch bei der aktuellen Rechtsla-  ge nicht bestehen. Zwar wird gelegentlich unter Hinweis auf 8 51 PfG?' ar-  gumentiert, »Ehe und Familie« stellten die einzige zulässige Lebensform für  PfarrerInnen dar, was zwanglos ein Zusammenleben in Dienstwohnungen  verbiete. Indes betrifft diese Vorschrift einen anderen Sachverhalt. Er stellt  kein »Ehegebot« dar (sonst wäre Ehelosigkeit ein Verstoß gegen Dienstpflich-  ten), sondern weist auf die Pflicht zur verantwortlichen Lebensführung auch  in Ehe und Familie hin. Damit ist klargestellt, dass etwa ein das gedeihliche  28  29  Unter Befreiung von der Residenzpflicht gem. $ 45 Abs. 1 Satz 3 PfG.  Die nicht im Verhalten des Pfarrers oder der Pfarrerin begründet sein muss.  30  Ungeachtet der Tatsache, dass derartige Beschlüsse gegen &$ 39 PfG (Gemein-  schaft der Ordinierten) verstoßen dürften, was eine Anwendung des 8 110 KGO  (Aufhebung der Beschlüsse durch den Landeskirchenrat) nahe legen dürfte.  31  Diese Vorschrift bestimmt, dass »Pfarrer und Pfarrerinnen ... auch in ihrer Lebens-  führung in Ehe und Familie ihrem Auftrag verpflichtet« sind.auch In ihrer | ebens-
ührung In Fhe und Familie ihrem Auftrag verpflichtet« sind
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Zusammenwirken In der Gemeinde beeinträchtigender Fhebruch mMıt dem
Auftrag unvereinbar Ist mMıt den dienstrechtlichen Konsequenzen. | Jass
»Fhe und Familie« als | ebensform aufgrund VOo PfG nahe gelegt WOeTl-
den könnte, |ässt sich allentalls Im Hinblick auf »g’schlamperte Verhältnisse«
Vo Pfarrern un Pfarrerinnen begründen, die »anständigerweise« heiraten
söllten. Gleichgeschlechtliche Partnerschaften sind nicht betroffen, da ihnen
die Möglichkeit der Eheschlielßung nıcht ffen steht*?

Religiöse Rechthaberei un theologischer Fundamentalismus werden
verworten.

Zr Absicherung ihrer zugegeben zaghaft formulierten Öffnung hat die
Synode neben der Verpflichtung der Befürworter und der Gegner, einander
nıcht theologisc verteutfeln, noch eıne grundsätzliche Aussage getroffen,
die das »Bibelwerfen« auf Andersdenkende künftig genere!l! deutlich ET-

schweren dürfte Unter Bezugnahme auf die Kundgebung ZUT »Bibel Im kul-
turellen Gedächtnis« der EKD-Synode® wendet sich die bayerische L andes-
synode eıne »Einheitsinterpretation« der Bibel » DIie ıbe| sperri sich

eıne Auslegung, die die Mehrdimensionalität ihrer Texte einer religiÖö-
SEr Rechthaberei der einem theologischen Fundamentalismus opfert. hne
Neugier, hne SCNAUCS Hinhören un hne Intensives emühen ird das
Buch der Bücher ımmer [1UT bestätigen, Was die | eser selbst schon gewusst
hatten.« [ )araus folgert sIEe »Solange Wır In der theologischen Einschätzung
gleichgeschlechtlicher sexueller Urtientierung un der kirchlichen Beglei-
Lung, insbesondere auch der Segnung eingetragener Lebenspartnerschaften
unterschiedlicher Meinung sind, edurtfen wır ringen der gegenseltigen
Achtung unterschiedlicher Bibellektüren und Glaubensstandpunkte. « FS
wird also nıcht mehr gegenseltige Akzeptanz gebeten**: Achtung ird
gefordert un vorausgesetzt.

Fazıt och eiwas Neues adus Bayern
|)as Beharren der konservativ-evangelikal-bibelworttreuen Mitchristinnen und
-christen auf Intensiver Auseinandersetzung mMıt un Bibel un Bekennt-

Was schliefßlic auch die Begründung für die Einführung des €  / VOT der Fhe
unterschiedenen Rechtsinstituts »eingetragene Partnerschaft« WAaäarT. ass aus der
Systematik des Dienstrechts zwanglos folgen kann, dass die eingetragene Lebens-
partnerschaft z/u aNSEMESSCNEN | ebensmodell für chwule und | esben Im Pfarr-
dienst erklärt werden müusste, WEelN [11an die Vermeidung Vo  e »g’schlamperten
Verhältnissen« als wenI1g Beispie!l gebend für die emeinde) Zzu je] hat, CI -
scheint nicht abwegig.
Trıer, November 2003
Wıe z.B noch Im Beschluss der Synode der Evangelisch-Lutherischen Kirche In Ol-
denburg rragen der Segnung gleichgeschlechtlicher Paare VO| 13791 2003
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nıs>> hat, vermutlich mehr IC jene selbhst ES Je ertraumt haben moOgen, eiıne
Klärung erbracht Man hat sich darauf verständigt, Adass E5 nicht das abhs-
trakte Phänomen » Homosexualität« geht, das S sich anhand der hinläng-
lich bekannten Bibelstellen un die SCHN zıtierten y»wissenschaftlichen tudien
Aaus den |JSA« Zzu IThema » Heilung« trefflich streıten |ässt, hne die geringste
Chance auf inigung”®, Man hat sich In eıner christlichen Kirche ohl nıcht
das Schlechtest: den Menschen zugewandt, mMıt denen und durch und für
die LOÖsunNgen gefunden werden mMmMussen (eWISS ird ohl niemand erwarten,
dass evangelikal-bibelworttreue Kreise in bayern ihre Meinungen NUu ändern

das werden SIE ebenso wenIıg tun wWIE In Hessen, ın Berlin der In der alz
SIe dürfen sich aber jetzt als geachtete Minderheit In UNSETET Kirche aufge-
MOM EN fühlen, Was vielleicht die Chance eröffnet, dass SIE wentger als bisher
das Bedürfnis empfinden werden, sich in die Fundamentalismus-Ecke zurück-
zuziehen und VoTI dort auU$s auf alles »schießen«‚ Wa sich niıcht In ihrem
Sinne EWE: |)as bedeutet, welıt über das aktuelle ema hinaus: | ie VvVon

vielen hbeschworene Trennlinie verläuft nıcht mehr zwischen denen, die eine
Meinung und denen, die anderer Meinung sind SIe will vielmehr
alle einschlielßen, die auf biblischer Grundlage eine Meinung V  / aber
wissen, dass Im Bemühen die Wahrheit, die UuN$s In den JTexten der RBibel he-
gegnert, unterschiedliche Frkenntnisse möglich sind, »denn wır sehen jetzt [1UT

wWwIıE durch eınen Spiege! eın unkles Bl|d«” Außerhalb bleiben 1NUT jene, die
für sich In Anspruch nehmen, hier und jetzt die Klarheit, die UN$S nach der Voll-
endung verheißen ist, jetzt schon aufgrun eigener Erkenntnisvollkommenheit
erlangt aben, und die diese ihre Frkenntnisse zur Allgemeinverbindlichkeit
rheben wollen. SIe stellen sich celbhst außerhalb des KONnNsenses. | )Ieses UuS$S-

gerechnet« ema der gleichgeschlechtlichen Partnerschaften erkannt und
formuliert aben, Ist In der Kirche ohl eın Novum.

Lutz Varn Raden, [Ir. JUur., Mitglie der Landessynode der Evang.-Luth. Kirche In Bayern.
Korrespondenzadresse: Aventinstr. 4, 1)-80469 München, F-Mail vanraden@wehbh.de

35 Auf dem »liberale« und »progreSssIVe« Christinnen und Christen niıcht minder he-
arrlıc! hestehen sollten.
Landesbischof Johannes Friedrich hatte hierzu In seiınem Rechenschaftsbericht
VOT der Synode (S FEulßsn 27 Deutlichkeit nicht fehlen lassen: » DIie Argu-
mentation ZUrTr Diskriminierung Vo  - Homosexuellen In UNSeTeEeT Kirche steht und
1} miıt der Behauptung, Homosexualität Se] In der PraxIis eın Willensakt und der
homosexuelle Mensch könne auch heterosexuel|! lieben, WEeTN elr [1UT wolle Fur
diese Behauptung gibt s keinen serio0sen wissenschaftlichen BeweIls.« Im übri-
ET argumentiert er kKonsequent und In UÜbereinstimmung mMıt der Synode: » Das
Iutherische Schriftprinzip huldigt nıcht dem Buchstaben, sondern der Sache der
ibel UJnd das Ist das; Was die Rechtfertigungslehre auf den Punkt rın Ware
anders, dann mMmusste auch das Weib In der Gemeinde schweigen und das würde
nicht MNUr für Pfarrerinnen und Synodale gelten.«
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